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Information

Sehr geehrte Mitglieder,

die aktuelle Wahlperiode der Vertreterversammlung unserer 
Genossenschaft geht in 2025 zu Ende und so ist diese bis zur 
36. Vertreterversammlung neu zu wählen. 
Für Sie bietet sich die Chance, am genossenschaftlichen Mit-
einander unserer Genossenschaft aktiv mitzuwirken.

Jedes Mitglied hat in der WGLi eine Stimme und somit 
Mitbestimmungsrecht.

Dieses Recht wird von vielen engagierten Mitgliedern für die 
Wahlperiode von fünf Jahren wahrgenommen.

Um die nächste Wahl von Vertretern 1 und Ersatzvertretern ord-
nungsgemäß durchführen zu können, ist die Genossenschaft 
aber auch auf Ihre Unterstützung angewiesen. Zur Vorbereitung 
der Wahl der neuen Vertreterversammlung muss ein Wahlvor-
stand gebildet werden. 

Der Wahlvorstand besteht aus insgesamt sieben Mitgliedern, 
wobei fünf der Mitglieder des Wahlvorstandes von der Vertreter-
versammlung zu wählen sind (vgl. § 1 Abs. 2 der Wahlordnung) 
und jeweils ein Mitglied des Aufsichtsrates und ein Mitglied des 
Vorstandes vom Aufsichtsrat bestellt werden. 

Nutzen Sie die Chance und kandidieren Sie für den Wahlvor-
stand. Durch Ihr Engagement erhalten Sie direkten Einblick in die 
demokratischen Prozesse der größten Genossenschaft Berlins.

Nicht zuletzt leisten Sie mit Ihrem ehrenamtlichen Einsatz 
einen Beitrag für Ihre Genossenschaft - ein Garant für dau-
erhaftes und sicheres Wohnen. 

Die Aufgaben des Wahlvorstandes sind:
•	 die Feststellung der wahlberechtigten Mitglieder in den Wahl-

bezirken
•	 die Feststellung der Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken 

maximal zu wählenden Vertreter und Ersatzvertreter
•	 die Festsetzung der Frist für die Aufstellung von Wahlvorschlä-

gen und deren Auslegung
•	 die Feststellung und Bekanntgabe der gewählten Vertreter und 

Ersatzvertreter.

Kandidieren Sie für den WGLi-Wahlvorstand!

Die Grundlage für die Arbeit des Wahlvorstandes bilden das 
Genossenschaftsgesetz, die Satzung und die Wahlordnung der 
WGLi Wohnungsgenossenschaft Lichtenberg eG.
Hier sind Ihnen unsere WGLi-Mitarbeiter aus dem Bereich Recht 
und Grundsatzfragen ein kompetenter Ansprechpartner und un-
terstützen Sie bei der ehrenamtlichen Erfüllung Ihrer Aufgaben.

Sie möchten kandidieren? So geht‘s:
•	 Sie erklären auf dem beigefügten Bogen Ihre Kandidatur und 

senden diesen bis zum 28.02.2023 an die Geschäftsstelle der 
WGLi (siehe untenstehende Adresse). Nutzen Sie dafür gerne 
unsere Hausmeisterbriefkästen!

•	 Die aktuell im Amt befindlichen Vertreter werden über alle 
Kandidaturen für den Wahlvorstand informiert. 

•	 Die Mitglieder des Wahlvorstandes werden bereits von der 
34. ordentlichen Vertreterversammlung am 26.06.2023 ge-
wählt, um langfristig die Wahl der Vertreterversammlung vor-
zubereiten.

•	 Zuvor haben die Kandidaten auf den alljährlich stattfindenden 
Rund-Tisch-Gesprächen am 06. und 07.06.2023 die Möglich-
keit, sich den Vertretern persönlich vorzustellen.

•	 Die Wahl der einzelnen Kandidaten für den Wahlvorstand er-
folgt nach dem Verfahren, das für die Wahl von Mitgliedern 
des Aufsichtsrates durch die Vertreterversammlung angewen-
det wird. Sie erfolgt in geheimer Abstimmung.

Machen Sie mit! Wir freuen uns auf Ihre Kandidatur!

Mit freundlichen Grüßen

Frank Roelle	 Monika Thiele	 Thomas Kleindienst
Vorsitzender des	 Mitglieder des Vorstandes 
Aufsichtsrates

Senden Sie den Kandidaturbogen bitte an: 
Geschäftsstelle der 
WGLi Wohnungsgenossenschaft Lichtenberg eG
Kandidatur für den Wahlvorstand - Vertreterwahl
Landsberger Allee 180 B in 10369 Berlin.

1	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wurde auf die gleichzeitige Verwendung weiblicher und männlicher Sprachformen verzichtet.
	 Alle Personenbezeichnungen gelten für beiderlei Geschlecht.
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Wahlordnung
für die Wahl der Vertreter und Ersatzvertreter der
WGLi Wohnungsgenossenschaft Lichtenberg eG
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Grundsatz
Die Vertreterversammlung ist ein Organ der Genossenschaft. 
Sie besteht ausschließlich aus Genossenschaftsmitgliedern (Mit-
glieder), die nach der vorliegenden Wahlordnung gewählt werden. 

Die Wahlperiode beträgt fünf Jahre. 

§ 1
Wahlvorstand

(1)	 Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl von Vertretern 
und Ersatzvertretern zur Vertreterversammlung sowie aller da-
mit zusammenhängenden Entscheidungen wird ein ehrenamt-
licher Wahlvorstand gebildet.

(2)	 Der Wahlvorstand besteht aus einem Mitglied des Aufsichts-
rates, einem Mitglied des Vorstandes und fünf weiteren Mitglie-
dern der Genossenschaft. 

(3)	 Die Mitglieder des Wahlvorstandes, die dem Vorstand oder dem 
Aufsichtsrat angehören, werden von Aufsichtsrat und Vorstand 
nach gemeinsamer Beratung 

durch getrennte Abstimmung bestellt. Die Mitglieder der Genos-
senschaft für den Wahlvorstand werden von der Vertreterver-
sammlung gewählt; für die Wahl gilt § 33 Abs. 6 der Satzung 
bezüglich der Wahlen zum Aufsichtsrat entsprechend.

(4)	 Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n, 
deren/dessen Stellvertreter/in und eine/n Schriftführer/in.

(5)	 Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder, darunter das Mitglied des Aufsichtsrates oder 
des Vorstandes, zugegen ist. Er fasst seine Beschlüsse mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des/der Vorsitzenden, bei deren/dessen Ver-
hinderung die des/der stellvertretenden Vorsitzenden, den Aus-
schlag. Über die Beschlüsse sind Niederschriften anzufertigen. 
Diese sind von dem/der Vorsitzenden oder seinem/ihrer Stellver-
treter/in sowie dem/der Schriftführer/in oder einem Mitglied zu 
unterzeichnen.

(6)	 Der Wahlvorstand wird vor jeder Neuwahl zur Vertreterver-
sammlung gebildet. Er bleibt bis zur Neubildung eines Wahl-
vorstandes im Amt. Scheiden Mitglieder vorzeitig aus dem 
Wahlvorstand aus, so besteht der Wahlvorstand für den Rest 
seiner Amtszeit bzw. bis zur Neubildung aus den verbleibenden 
Mitgliedern. Eine Ergänzungswahl ist nur erforderlich, wenn die 

Zahl der Mitglieder im Wahlvorstand, die nicht dem Vorstand 
oder Aufsichtsrat angehören, nicht mehr überwiegt. Eine Ergän-
zungswahl erfolgt auf der darauffolgenden ordentlichen Vertre-
terversammlung.

§ 2
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1)	 Der Wahlvorstand hat unter Beachtung der Regelungen der 
Satzung zur Vertreterversammlung insbesondere folgende 
Aufgaben:
1.	 Die Feststellung der wahlberechtigten Mitglieder in den 

Wahlbezirken, 
2.	 die Feststellung der Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken 

maximal zu wählenden Vertreter und Ersatzvertreter,
3.	 die Festsetzung der Frist für die Aufstellung von Wahlvor-

schlägen und deren Auslegung,
4.	 die Bekanntmachung über die Vorbereitung und Durchfüh-

rung der Wahl,
5.	 die Vorbereitung und Durchführung der Wahl,
6.	 die Feststellung der Vertreter und Ersatzvertreter, einschließ-

lich der Festlegung der Reihenfolge, in der die Ersatzvertreter 
in das Vertreteramt gem. § 13 Abs. 6 dieser Wahlordnung 
nachrücken,

7.	 die Bekanntgabe des Wahlergebnisses,
8.	 die Behandlung von Einsprüchen.

(2)	 Der Wahlvorstand kann zur Erfüllung seiner Aufgaben Wahl-
helfer sowie technische Hilfsmittel unter Beachtung von § 30 
Abs. 2, Satz 1 der Satzung heranziehen.

§ 3
Wahlberechtigung

(1)	 Wahlberechtigt ist jedes Mitglied der Genossenschaft. Ent-
scheidend ist die Mitgliedschaft zum Zeitpunkt der Wahl. Aus-
geschlossene Mitglieder haben ab dem Zeitpunkt der Absen-
dung des Ausschließungsbeschlusses gemäß § 11 Abs. 4 der 
Satzung kein Wahlrecht mehr.

(2)	 Das Mitglied soll sein Stimmrecht persönlich ausüben. 
(3)	 Das Stimmrecht geschäftsunfähiger oder in der Geschäftsfähig-

keit beschränkter natürlicher Personen sowie das Stimmrecht 
von juristischen Personen wird durch ihre gesetzlichen Vertre-
ter, das Stimmrecht von Personenhandelsgesellschaften durch 
zur Vertretung ermächtigte Gesellschafter, ausgeübt. 

(4)	 Mehrere Erben eines verstorbenen Mitgliedes üben ihr Stimm-
recht durch einen gemeinschaftlichen Vertreter aus. 

(5)	 Die schriftliche Bevollmächtigung zur Ausübung des Wahl-
rechts ist zulässig. § 30 Abs. 8 der Satzung gilt entsprechend. 
Wahlberechtigte Vertreter des Mitgliedes oder Bevollmächtigte 
müssen ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Wahlvor-
standes nachweisen.

§ 4
Wählbarkeit

(1)	 Wählbar ist jede natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Per-
son, die zum Zeitpunkt der Wahl Mitglied der Genossenschaft 
ist und nicht dem Vorstand oder Aufsichtsrat angehört. Ist ein 
Mitglied eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, 
können natürliche Personen, die zu deren gesetzlicher Vertre-
tung befugt sind, als Vertreter gewählt werden.

(2)	 Nicht wählbar sind Mitglieder, gegen die ein Ausschlussverfah-
ren geführt und an die ein Ausschließungsbeschluss abgesandt 
wurde.
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§ 9
Briefwahl

(1)	 Jedes Mitglied kann mittels Brief wählen [§ 28 Buchstabe n) der 
Satzung]. Der Wahlvorstand gibt die Frist bekannt, innerhalb 
der schriftlich gewählt werden kann, sowie den Zeitpunkt, bis 
zu dem spätestens die schriftliche Stimmabgabe eingegangen 
sein muss.

(2)	 Der Wahlvorstand sendet jedem Mitglied 
-	einen Wahlbrief, der mit dem Absender des Mitgliedes, der 

Mitgliedsnummer, dem Wahlbezirk und der Anschrift des 
Wahlvorstandes der Genossenschaft gekennzeichnet ist;

-	einen Stimmzettel mit neutralem Stimmzettelumschlag, der 
lediglich den Aufdruck der Wahlbezirksnummer trägt, 

fristgerecht vor Beginn der Briefwahl zu.
(3)	 Bei der Briefwahl ist der ausgefüllte Stimmzettel in den zu ver-

schließenden Stimmzettelumschlag und dieser in den Wahl-
brief zu legen. Der Wahlbrief ist rechtzeitig an die vorgegebene 
Adresse zu übersenden.

(4)	 Die eingegangenen Wahlbriefe sind ungeöffnet nach näherer 
Bestimmung des Wahlvorstandes ordnungsgemäß zu verwah-
ren. Die nicht ordnungsgemäß gekennzeichneten Wahlbriefe 
sind mit dem Vermerk „ungültig“ zu versehen. Ihre Anzahl ist 
für jeden Wahlbezirk gesondert festzuhalten.

(5)	 Der Wahlvorstand stellt die Anzahl der ihm übermittelten Wahl-
briefe - bezogen auf den Wahlbezirk - in einer Niederschrift fest. 
Der Wahlvorstand vermerkt die Stimmabgabe in der Wählerliste. 
Danach sind die Stimmzettelumschläge dem Wahlbrief zu ent-
nehmen. Der Wahlvorstand prüft deren Gültigkeit anhand der 
Vorgaben gemäß Abs. 2 und 3. Die Wahlbriefe sind gemäß § 12 
Abs. 4 zu vernichten. Die Anzahl der gültigen und der ungültigen 
Stimmzettelumschläge ist in der Niederschrift festzuhalten.

§ 10
Urnenwahl

(1)	 Nach Prüfung der Wahlberechtigung durch den Wahlvorstand 
ist dem Wähler der Stimmzettel zu übergeben. Der Wähler 
wirft seinen Stimmzettel in die Wahlurne. 

(2)	 Nach Ablauf der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur 
Stimmabgabe zugelassen werden, die zu diesem Zeitpunkt im 
Wahlraum anwesend sind. Nachdem diese Wähler ihre Stim-
men abgegeben haben, erklärt der Wahlvorstand die Wahl für 
beendet.

§ 11
Ermittlung des Wahlergebnisses

(1)	 Zur Ermittlung des Wahlergebnisses prüft der Wahlvorstand die 
Gültigkeit jedes Stimmzettels und nimmt die öffentliche Stim-
menzählung vor.

(2)	 Ungültig sind Stimmzettel:
a)	 die nicht oder nicht allein in dem Stimmzettelumschlag ab-

gegeben worden sind,
b)	 die nicht mit dem Stimmzettel übereinstimmen, der dem 

Wahlberechtigten ausgehändigt wurde, insbesondere an-
dere als in den Wahlvorschlägen aufgeführte Namen ent-
halten,

c)	 die mehr angekreuzte Namen enthalten, als Vertreter im 
Wahlbezirk zu wählen sind,

d)	 aus denen der Wille des wahlberechtigten Mitglieds nicht 
zweifelsfrei erkennbar ist,

e)	 die mit Zusätzen oder Vorbehalten versehen sind.
(3)	 Die Ungültigkeit eines Stimmzettels ist durch Beschluss des 

Wahlvorstandes festzustellen.
(4)	 Der Wahlvorstand ermittelt das Wahlergebnis. Dieses umfasst 

für jeden Wahlbezirk und für die gesamte Genossenschaft die 
Anzahl der Wahlberechtigten, die Wahlbeteiligung, die Anzahl 
der abgegebenen gültigen und ungültigen Stimmen und die 
Anzahl der Vertreter und Ersatzvertreter, die gewählt wurden.

§ 5
Wahlbezirke und Wählerlisten

(1)	 Die Wahlbezirke der Genossenschaft sollen möglichst zusam-
menhängende Kieze umfassen. Zudem soll die Relation zwi-
schen den wahlberechtigten Mitgliedern und der Zahl der zu 
wählenden Vertreter in den einzelnen Wahlbezirken annähernd 
gleich sein.

	 Mitglieder, die nicht in einer Wohnung der Genossenschaft 
wohnen, bilden einen gesonderten Wahlbezirk. 

(2)	 Der Wahlvorstand stellt für jeden Wahlbezirk eine Liste der am 
Tag der Wahlbekanntmachung wahlberechtigten Mitglieder 
auf. Diese wird nach Maßgabe der Bekanntmachung in der Ge-
schäftsstelle der Genossenschaft zur Einsicht für die Mitglieder 
ausgelegt (§ 6 Abs. 1 dieser Wahlordnung) und ggf. bis zum 
Beginn der Wahl ergänzt.

(3)	 Maßgebend für die Zahl der zu wählenden Vertreter und Er-
satzvertreter ist der am Ende des vorangegangenen Geschäfts-
jahres bekannte Mitgliederstand. In jedem Wahlbezirk ist auf je 
angefangene 150 Mitglieder ein Vertreter wählbar. Der Wahl-
vorstand stellt auf dieser Grundlage fest, wie viele Vertreter 
und Ersatzvertreter in den einzelnen Wahlbezirken wählbar 
sind.

§ 6
Bekanntmachung, Ort und Zeit der Wahl

(1)	 Bekanntmachungen, die die Wahl betreffen, erfolgen durch 
Auslegung für den Zeitraum von 30 Tagen in den Geschäfts-
räumen der Genossenschaft zur Einsicht für die Mitglieder. Auf 
die Auslegung ist unter Nutzung der Medien der WGLi und in 
der Tageszeitung „Berliner Zeitung“ oder einer ähnlich regional 
verbreiteten Tageszeitung hinzuweisen.

(2)	 Der Aufsichtsrat und der Vorstand haben Ort und Zeit der Wahl 
zu bestimmen, sofern die Wahl durch Stimmabgabe im Wahl-
raum (Urnenwahl) erfolgt. 

(3)	 Der Aufsichtsrat und der Vorstand haben den Zeitraum der 
Wahl zu bestimmen, sofern die Wahl als Briefwahl erfolgt.

§ 7
Kandidaten und Wahlvorschläge

(1)	 Der Wahlvorstand und jedes Mitglied können Kandidaten zur 
Wahl als Vertreter vorschlagen. Der Vorschlag muss jeweils den 
Namen und die Anschrift des vorgeschlagenen Mitgliedes ent-
halten. Dem Vorschlag ist eine Erklärung des/der Vorgeschla-
genen beizufügen, dass er/sie mit seiner/ihrer Aufstellung als 
Kandidat/in zur Wahl als Vertreter einverstanden ist.

(2)	 Der Wahlvorstand prüft die eingereichten Wahlvorschläge.
(3)	 Der Wahlvorstand ordnet die Vorschläge den einzelnen Wahl-

bezirken zu und gibt sie gemäß § 6 Abs. 1 dieser Wahlordnung 
bekannt.

§ 8
Durchführung der Wahl

(1)	 Die Wahl kann als Briefwahl oder durch Stimmabgabe im Wahl-
raum (Urnenwahl) durchgeführt werden [§ 28 Buchstabe n) der 
Satzung]. 

(2)	 Die Vertreter und Ersatzvertreter werden in allgemeiner, unmit-
telbarer, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Der Wahlvor-
stand hat die dafür erforderlichen Voraussetzungen zu schaf-
fen.

(3)	 Die Wahl nach gebundenen Listen ist ausgeschlossen.
(4)	 Der Stimmzettel muss die Namen, Anschriften und die Mit-

gliedsnummern der für den Wahlbezirk aufgestellten Kandi-
daten enthalten.

(5)	 Der Wähler kreuzt auf dem Stimmzettel die vorgeschlagenen 
Kandidaten an, denen er seine Stimme geben will. Er darf 
höchstens so viele Namen ankreuzen, wie in dem Wahlbezirk 
Vertreter zu wählen sind. 



WGLi-Infomation Nr. 1  Januar 2023

4

§ 12
Niederschrift über die Wahl

(1)	 Über den Ablauf und das Ergebnis der Wahlhandlungen ist eine 
Niederschrift anzufertigen. Dieser sind die Ergebnisse der Stim-
menauszählung sowie die Stimmzettel, die vom Wahlvorstand 
für ungültig erklärt worden sind, als Anlagen beizufügen.

(2)	 Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden des Wahlvor-
standes oder seinem/ihrer Stellvertreter/in und dem/der Schrift-
führer/in oder einem Mitglied zu unterzeichnen und für die 
Dauer der Wahlperiode in der Genossenschaft aufzubewahren.

(3)	 Jedem Mitglied ist die Einsicht in die Niederschrift zu gewäh-
ren.

(4)	 Wurde der Genossenschaft für das Geschäftsjahr, in dem die 
Wahl durchgeführt wurde, im Ergebnis der Prüfung ein unein-
geschränkter Bestätigungsvermerk durch den Prüfungsverband 
erteilt und wurde in der ordentlichen Vertreterversammlung 
der Beschluss gefasst, dass Vorstand und Aufsichtsrat für dieses 
betreffende Geschäftsjahr entlastet werden, so können die bis 
dahin in der Genossenschaft vom Wahlvorstand nach Beendi-
gung der Auszählung versiegelten und verwahrten Wahlbriefe, 
Stimmzettelumschläge und die vom Wahlvorstand für gültig 
erklärten Stimmzettel datengerecht entsorgt werden.

§ 13
Feststellung der Vertreter und Ersatzvertreter

(1)	 Innerhalb von sieben Tagen nach der Wahl stellt der Wahlvor-
stand die in jedem Wahlbezirk gewählten Vertreter und die sich 
aus der Wahl ergebenden Ersatzvertreter der Genossenschaft 
durch Beschluss fest.

(2)	 Als Vertreter sind in der Reihenfolge der auf sie entfallenden 
Stimmen die Kandidaten gewählt, die jeweils die meisten Stim-
men (bezogen auf den Wahlbezirk) erhalten haben.

(3)	 Als Ersatzvertreter sind in der Reihenfolge der auf sie entfal-
lenden Stimmen die Kandidaten gewählt, die nach den gewähl-
ten Vertretern jeweils die meisten Stimmen (bezogen auf den 
Wahlbezirk) erhalten haben.

(4)	 Bei Kandidaten, die die gleiche Stimmenzahl erhalten haben, 
entscheidet über die Reihenfolge im Sinne von Abs. 2 und 3 
- und damit über ihre Zuordnung als Vertreter oder Ersatzver-
treter - die längere Zugehörigkeit zur Genossenschaft.

(5)	 Der Wahlvorstand hat die als gewählt festgestellten Vertreter 
und die sich aus der Wahl ergebenden Ersatzvertreter unver-
züglich über ihre Wahl zu unterrichten. Die Gewählten haben 
nach ihrer Benachrichtigung, sofern sie die Wahl nicht anneh-
men wollen, dies innerhalb von zehn Kalendertagen nach Ab-
sendung der Benachrichtigung schriftlich zu erklären. 

(6)	 Sofern ein Vertreter seine Wahl nicht annimmt oder während 
der Amtsperiode als Vertreter ausfällt durch

a) Niederlegung des Amtes als Vertreter,

b) Ausscheiden aus der Genossenschaft,

c) Tod,

d) Verlust der Wählbarkeit,

	 so rückt der Ersatzvertreter seines Wahlbezirkes nach, auf den 
die meisten Stimmen entfallen sind. 

	 Gibt es für den Wahlbezirk keinen Ersatzvertreter, dann rückt 
der Ersatzvertreter aus dem Kreis aller Ersatzvertreter der 
Genossenschaft nach, der bei der Wahl den höchsten Anteil 
von Stimmen erhalten hat. 

§ 14
Bekanntgabe der Vertreter und Ersatzvertreter

(1)	 Der Wahlvorstand hat die Liste mit den Namen und den An-
schriften der Vertreter und Ersatzvertreter, die die Wahl ange-
nommen haben, unverzüglich bekannt zu geben. Diese Liste ist 
mindestens zwei Wochen in der Geschäftsstelle der Genossen-
schaft zur Einsicht der Mitglieder auszulegen. Die Auslegung 
ist in der Tageszeitung „Berliner Zeitung“ oder einer ähnlich 
regional verbreiteten Tageszeitung und unter Nutzung der 
Medien der Genossenschaft öffentlich bekannt zu machen. Die 
Auslegungsfrist beginnt mit der Bekanntmachung in der Tages-
zeitung.

(2)	 Auf Verlangen ist jedem Mitglied unverzüglich eine Abschrift 
der Liste der gewählten Vertreter und Ersatzvertreter, die die 
Wahl angenommen haben, zu erteilen.

§ 15
Einsprüche

(1)	 Einsprüche gegen die Durchführung der Wahl können spätes- 
tens sieben Kalendertage nach Abschluss der Gesamtheit der 
Wahlhandlungen schriftlich beim Wahlvorstand vorgetragen 
werden, wenn gegen zwingende Bestimmungen des Genos-
senschaftsgesetzes, der Satzung oder der Wahlordnung versto-
ßen worden ist. Der Einspruch ist nicht begründet, wenn durch 
den gerügten Verstoß das Wahlergebnis nicht beeinflusst wird. 
Über den Einspruch entscheidet der Wahlvorstand.

	 Die Gesamtheit der Wahlhandlungen ist nach Ablauf der zwei-
wöchigen Auslegung der Listen der gewählten Vertreter und 
Ersatzvertreter, die die Wahl angenommen haben, beendet.

(2)	 Die Entscheidung des Wahlvorstandes über den Einspruch ist 
dem Mitglied, das den Einspruch erhoben hat, unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen.

§ 16
Inkrafttreten der Wahlordnung

Die Vertreterversammlung am 23.6.2014 hat gemäß § 34 Abs. 1 
Buchst. o) der Satzung durch Beschluss Nr. 7 der Wahlordnung 
zugestimmt. Sie tritt mit dieser Beschlussfassung in Kraft. Diese 
Wahlordnung gilt bis zu ihrer Änderung durch die Vertreterver-
sammlung.
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Kandidatenanmeldung

An die Geschäftsstelle der 
WGLi Wohnungsgenossenschaft Lichtenberg eG
Kandidatur für den Wahlvorstand – Vertreterwahl
Landsberger Allee 180 B 
10369 Berlin

Nutzen Sie auch gern unsere Hausmeisterbriefkästen bis zum 28.02.2023!

Kandidatenmeldung   (bitte deutlich lesbar in Druckschrift ausfüllen)

Ich kandidiere zur Wahl als Mitglied des ehrenamtlichen Wahlvorstandes der WGLi Wohnungsgenossenschaft 
Lichtenberg eG, der für die Vorbereitung und Durchführung der nächsten Wahlen zur Vertreterversammlung 
tätig sein wird.

Hinweis: Wir werden Ihren Namen und Vornamen im Rahmen der Kandidatur für den Wahlvorstand mit den 
Materialien der 34. ordentlichen Vertreterversammlung veröffentlichen.

Name	

Vorname	

Mitgliedsnummer	

Straße/Hausnummer	

PLZ/Ort	

Berlin,  2023

Erreichbarkeit*

Telefon	 	 Mobiltelefon	

E-Mail	

Unterschrift des/der Kandidaten/in

*freiwillige Angabe


